Infrastrukturbericht

Gemeinsamer Vorstoß für die Infrastruktur

Deutschland ist reich an Verkehrsinfrastruktur. Dichte Straßen- und Schienennetze, leistungsfähige Wasserstraßen und ein vielgenutzter Flugraum sind, wie Dr. Stefan Rommerskirchen es formuliert, „die Adern der Volkswirtschaft“. Doch je größer und ausdifferenzierter die Infrastruktur ist, umso schwieriger wird es, den Überblick zu

behalten. Wo fehlen Kapazitäten? Wo droht gar der Kollaps? Und an welchen Stellen muss investiert werden, um leistungsfähige Strukturen zu erhalten? Antworten auf all diese Fragen soll ein regelmäßiger Infrastrukturbericht des Bundes geben, den der BÖB gemeinsam mit dem Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI)

und etlichen anderen Wirtschaftsverbänden in einem gemeinsamen

Diskussionsentwurf einfordert. Denn: Einen solchen Infrastrukturbericht

gibt es noch nicht.

Stefan Rommerskirchen ist Geschäftsführer der ProgTrans AG, die das Diskussionspapier zum Infrastrukturbericht zusammen mit den Auftraggebern entwickelt hat. Hinter dem Diskussionspapier, das sich an die verkehrs- und haushaltspolitischen Meinungsführer der im Bundestag vertretenen Parteien richtet, steht eine große Zahl von Verbänden: Vom BDI, der die Federführung innehat, über die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen und den Verband der Automobilindustrie bis hin zum Zentralverband der Deutschen Seehafenbetriebe und eben auch dem Bundesverband Öffentlicher Binnenhäfen reicht die Reihe der Unterzeichner. Sie alle, Transportverbände, Verbände der Infrastrukturanbieter und Interessengruppen der verladenden Industrie, haben ein Ziel: eine regelmäßige, alle Infrastrukturen umfassende Berichterstattung des Bundes über den Zustand der deutschen Verkehrsinfrastruktur. Dahinter steckt eine gemeinsame Befürchtung, dass der qualitative Erhalt der Infrastruktur und ihr weiterer Ausbau durch die aktuellen Finanzierungsplanungen nicht gesichert sind. Oder einfacher gesagt: Wenn keiner genau weiß, an welchen Stellen es brennt, wo überall saniert oder neu gebaut werden muss, können die Mittel aus dem Bundes- und den Länderhaushalten auch nicht sinnvoll verteilt werden. „Uns fehlen schlicht vergleichbare Informationen“, erklärt Rommerskirchen. „Zwar gibt es regelmäßige Berichte zu einzelnen Bestandteilen der Verkehrsinfrastruktur, etwa zu Bundesfernstraßen oder Schienenwegen. Aber sie beleuchten immer nur einen Teil des Systems und sind untereinander kaum vergleichbar.“ Um dem Abhilfe zu schaffen, fordern die unterstützenden Verbände in ihrem Papier einen Bericht, der alle zwei Jahre vier Indikatoren erfasst:

· Das vorhandene Infrastrukturangebot. Die Verfasser des Papiers nennen dies die „Nennleistung“, die theoretische Kapazität. Es geht zunächst um eine Bestandsaufnahme: Wie viele Straßen- und Gleiskilometer sind vorhanden? Welche Wasserstraßen? Welche Infrastrukturen von Binnen-, See- oder Flughäfen?

· Der Zustand des vorhandenen Angebots. Also: Wie gut sind etwa die Straßen erhalten? Und wie wirkt sich das auf die Kapazitäten aus? Daraus ergibt sich die faktische Leistungsfähigkeit, die fast immer kleiner ist als die theoretische Nennleistung.

· Die effektive Kapazität der Infrastruktur. Nicht nur durch Mängel im Zustand, auch durch bestimmte Vorschriften wird die Leistungsfähigkeit der Infrastruktur eingeschränkt. Beispiele dafür sind das Nachtflugverbot oder das Sonntagsfahrverbot für Lkw.

· Die Intensität der Nutzung. Damit wird das Verhältnis zwischen der Nachfrage und der effektiven Kapazität ermittelt. Mit anderen Worten: Wie intensiv werden die verfügbaren Kapazitäten genutzt?

Diese vier Indikatoren, angewandt auf alle Elemente der deutschen Verkehrsinfrastruktur, könnten ein verlässliches Bild zeichnen von Zustand, Ausbaugrad und Nutzung dieser Infrastruktur. Und sie könnten die Schwachstellen aufzeigen, an denen nachgebessert werden muss. Zum Beispiel bei den Wasserstraßen: Die Kapazitäten für mehr Güterverkehrabwicklung übers Wasser wären vorhanden. Doch noch immer gibt es Stellen, an denen zu niedrige Durchfahrtshöhen von Brücken mehrlagige Containertransporte per Binnenschiff verhindern. Der Infrastrukturbericht könnte eine Karte enthalten, die solche Hindernisse verzeichnet. Oder eine Staukarte, die aufzeigt, an welchen Stellen das deutsche Straßennetz regelmäßig an seine Grenzen stößt. Damit wäre auch den politisch Verantwortlichen geholfen, die ihre Entscheidungen oft im Spannungsfeld zwischen ihrer regionalen Verantwortung und übergeordneten verkehrs- und haushaltspolitischen Zielen treffen müssen. Eine einheitliche, regelmäßige Übersicht könnte die Entscheidungsfindung verbessern. 

Das Diskussionspapier soll mehr sein als nur ein Denkanstoß. „Darin stecken viele Monate gemeinsamer Diskussionen und Arbeit, und nicht immer waren sich alle Beteiligten in allen Punkten einig. Aber es zeigte sich auch schnell, dass am Ende doch alle das gleiche Ziel verfolgen: Unsere Infrastruktur, die so wichtig ist für die Volkswirtschaft, möglichst gut zu erhalten und wo nötig zu erweitern“, erklärt Rommerskirchen. Der Diskussionsentwurf liefert der Politik die Kriterien, die ein Infrastrukturbericht aus Sicht der beteiligten Verbände enthalten muss, und ist damit auch ein wichtiges Hilfsmittel für die Verwaltung in den zentralen Ministerien für Verkehr und Haushalt. Der Entwurf wird zwei Tage vor der Bundestagswahl auf der Mitgliederversammlung des BÖB vorgestellt.

Die Wahl des Zeitpunkts ist auch ein Zeichen dafür, dass sich die Transport- und

Wirtschaftsverbände in Deutschland von der nächsten Regierung erwarten, dass

Bewegung in die Verkehrs- und Haushaltspolitik kommt. Die Zeichen stehen nicht

schlecht – die Verbände haben ihre Hausaufgaben gemacht, und auch in der

Politik setzt sich langsam die Erkenntnis durch, dass eine einheitliche Infrastrukturberichterstattung

allen Beteiligten weiterhilft.

